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Von wegen Lohndumping
Arbeitskosten. Die westdeutsche Industrie muss nach wie vor um 25 Prozent 
höhere Arbeitskosten schultern als ihre etablierten Konkurrenten. Der Vorwurf, 
Deutschland betreibe Lohndumping, um sich auf den internationalen Märkten 
einen Vorteil zu verschaffen, geht allein schon deshalb ins Leere.

um 3 Prozent pro Jahr zu, in Spanien 
und dem Vereinigten Königreich sogar 
um 4 Prozent.

Die deutsche Bescheidenheit hat 
allerdings gute Gründe. In den 
1990er Jahren hatte die Industrie mit 
massiven Lohnkostensteigerungen 
zu kämpfen, was viele Jobs kostete 
(Kasten Seite 2). Die anschließende 
Phase der Lohnzurückhaltung war 
also nur ein „back to normal“.

Wer trotzdem glaubt, Deutsch-
land sei zum Billiglohnstandort mu-
tiert, wird durch das Arbeitskosten-
ranking eines Besseren belehrt. Zwar 
belegt Westdeutschland mit Arbeits-
kosten von 36,28 Euro je Stunde 
aktuell „nur“ noch Platz sechs der 
Rangliste (Grafik Seite 2); zwei Jah-
re zuvor stand es auf Platz drei.

Die an Westdeutschland – zum 
Teil auch wechselkursbedingt – vor-
beigezogenen Länder, also die 
Schweiz, Schweden und Dänemark, 
sind aber ebenso wie Belgien und 
Norwegen keine Big Player auf den 
Weltmärkten. Von den großen Indus-
trieländern dagegen ist keines vor 
Westdeutschland platziert – nicht 
einmal Frankreich. 

In einer ganz anderen Kostenliga 
spielt der Exportweltmeister China: 
Die Welt mit billigen Produkten zu 
überschwemmen, fällt bei Arbeits-
kosten von 2,69 Euro je Stunde nicht 
schwer – das sind gerade einmal gut 
7 Prozent des westdeutschen Niveaus.

Am interindustriellen Vergleich 
der Arbeitskosten wird oft bemän-
gelt, er spiegele nur die halbe 

Bildung: Die OECD 
kritisiert den Mangel 
an Hochqualifizierten 
in Deutschland, über-
sieht aber den Wert der        
dualen Berufsausbildung.	
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Arbeitsmarkt: Der 
jüngste Aufschwung   
hat auch Jobs für      
Geringqualifizierte   
hervorgebracht.
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Wettbewerbspolitik: 
Das deutsche Recht soll 
stärker an die EU-Regeln 
angepasst werden.	
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Erneuerbare-          
Energien-Gesetz: Die 
Subventionierung von 
Strom aus klimafreund-
lichen Quellen ist heftig 
umstritten.
Seite 7

Informations- und Tele-
kommunikationstech-
nologie: Der Markt für 
Hightech-Produkte und 
-Dienste boomt – auch  in 
Deutschland.	
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In der Tat: Die Bundesrepublik ist 
bei den Lohnabschlüssen im ver-
gangenen Jahrzehnt auf die Bremse 
getreten. Seit der Jahrtausendwende 
stiegen die Arbeitskosten je Stunde 
im Verarbeitenden Gewerbe um 
durchschnittlich 2 Prozent pro Jahr. 
Nur in Japan und in der Schweiz war 
die Lohndisziplin größer. 

In den meisten größeren Konkur-
renzländern legten die Arbeitskosten 

©
 2

01
1 

IW
 M

ed
ie

n 
· 

iw
d 

41

Industrieländer: USA, Japan, Kanada, Norwegen, Schweiz, EU-15 ohne Deutschland; gewichtet mit den Anteilen
der jeweiligen Länder am Weltexport im Zeitraum 2008 bis 2010; Ursprungsdaten: Deutsche Bundesbank, Euro-
stat, Internationale Arbeitsorganisation, nationale Quellen, Statistisches Bundesamt, U.S. Department of Labor

Arbeitskosten: Das deutsche Dauerhandicap
Um so viel Prozent waren die westdeutschen Arbeitskosten im Verarbeitenden Gewerbe
auf Eurobasis höher als im Durchschnitt der Industrieländer EU-15 ohne Deutschland

1991 26,4 23,9

1995 46,2 45,6

2000 22,5 31,7

2005 28,3 23,2

2010 24,6 19,2 
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Insgesamt reduzieren sich die deut-
schen Arbeitskosten durch den Vor-
leistungsverbund nur um 5 Prozent.

Ähnliches gilt für andere Länder. 
Dort lagert die Industrie ebenfalls 
bestimmte Arbeitsschritte aus und 
spart so Kosten. Deutschland ist 
deshalb selbst unter Berücksichti-
gung der Vorleistungen der fünftteu-
erste Standort der EU. Von Dum-
ping kann also auch in dieser Be-
trachtungsweise keine Rede sein. 

nicht überschätzt werden: Zum einen 
kauft die Industrie nur ein Viertel 
des Arbeitsvolumens zu. Zum ande-
ren sind die Vorleister in Deutsch-
land gerade einmal um 20 Prozent 
günstiger als die Industrie selbst.

Wahrheit wider. Das Argument: 
Wenn eine Firma Leistungen wie den 
Transport billig einkaufe und nicht 
selbst übernehme, könne sie viel 
Geld sparen. Die Bedeutung dieses  
Vorleistungsverbunds sollte aber 
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Ursprungsdaten: Deutsche Bundesbank, Eurostat, Internationale Arbeitsorganisation,
nationale Quellen, Statistisches Bundesamt, U.S. Department of Labor

Arbeitskosten international: Nur kleine Länder sind teurer

Zahlen zum Teil vorläufig; Umrechnung anhand der jahresdurchschnittlichen amtlichen
Devisenkurse; Westdeutschland einschließlich Berlin; Vorleistungsverbund: Die inländischen
Vorleistungsbezüge der Industrie, also der Einkauf von Dienstleistungen wie Transporte,
und damit die unterschiedlichen Arbeitskosten
in den zuliefernden Dienstleistungsbranchen,
werden eingerechnet; Berechnung nur für
die Länder der Europäischen Union möglich

je Arbeitnehmerstunde im Verarbeitenden Gewerbe
im Jahr 2010 in Euro

Norwegen

Schweiz

Belgien

Schweden

Dänemark

Frankreich

Niederlande

Finnland

Österreich

Luxemburg

Irland

Kanada

Italien

Japan

USA

Spanien

Griechenland

Südkorea

Vereinigtes
Königreich

49,54 Slowenien

Zypern

Malta

Portugal

Tschechien

Slowakei

Kroatien

Estland

Ungarn

Polen

Litauen

Türkei

Lettland

Russland

Rumänien

Weißrussland

China

Bulgarien

Ukraine

Moldawien

Georgien

Philippinen

13,44

Belgien

Dänemark

Schweden

Frankreich

Niederlande

Finnland

Österreich

Luxemburg

Irland

Italien

Spanien

Griechenland

Vereinigtes
Königreich

39,25 Slowenien

Zypern

Malta

Portugal

Tschechien

Slowakei

Estland

Ungarn

Polen

Litauen

Lettland

Rumänien

Bulgarien

14,03

40,87 12,97

37,07 13,83

39,31 11,83

36,87 11,85

37,23 10,45

34,18 11,09

36,58 9,32

32,72 9,61

36,28 8,00

31,50 8,12

34,55 7,94

30,33 7,44

34,47 7,15

30,17 7,16

32,01 7,02

30,10 6,65

31,48 6,46

29,37 5,27

31,13 5,09

25,82 5,22

30,16 5,03

22,98 3,80

29,71 4,98

21,05 2,80

26,16 4,55

16,55

25,82 3,50

25,49 3,28

24,41 2,69

23,10 2,62

21,76 2,18

21,58 1,80

16,57 1,78

15,18 1,53

unter Berücksichtigung des Vorleistungsverbunds

Deutschland

Westdeutschland

Deutschland

Ostdeutschland

In den 1990er Jahren stiegen die indus-
triellen Arbeitskosten in Deutschland 
jahresdurchschnittlich um 3,9 Prozent 
– und damit deutlich schneller als bei der 
etablierten Konkurrenz (plus 3,2 Prozent). 
In der Folge waren die westdeutschen 
Arbeitskosten 1995 um fast 50 Prozent hö-
her als im Durchschnitt der Industrieländer 
oder der EU-15-Staaten (Grafik Seite 1). 

Inzwischen hat sich das Kostenhandicap 
halbiert. Dank der moderaten Lohnerhö-

hungen seit Anfang der 2000er Jahre und 
der zuletzt höheren Wechselkurse von 
Dollar, Yen, Pfund, Franken etc. beträgt der 
Abstand wie früher rund 25 Prozent. 

Die Lohnzurückhaltung in Deutschland war 
bitter nötig. Sie hat dazu beigetragen, die 
Beschäftigung zu stabilisieren und die Ar-
beitslosigkeit zu verringern. Zur Erinnerung: 
Im Jahr 2005 waren 5 Millionen Menschen 
ohne Job, heute sind es nicht einmal 3 Mil-
lionen – Tendenz fallend.

Zurück zum alten Niveau

Information

aus IW-Trends
4/2011

Christoph Schröder: Industrielle Arbeitskosten
im internationalen Vergleich

www.iwkoeln.de/trends
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Bildung. Es gibt zu wenig Akademiker, 
Meister und Techniker – der aktuelle 
OECD-Bildungsbericht beklagt wieder 
einmal die geringe Quote an Hochqua-
lifizierten in Deutschland. Dabei über-
sehen die Experten jedoch: Wer eine 
gute berufliche Ausbildung hat, ist für 
innovative Firmen ebenso interessant 
wie Uni-Absolventen. 

In ihrer Studie „Bildung auf einen 
Blick“ schlägt die OECD Alarm, 
weil Deutschland im internationalen 
Vergleich relativ wenig Hochqualifi-
zierte hat und gegenüber anderen 
Ländern weiter zurückfällt. So be-
trägt die Hochschulabsolventenquo-
te in Deutschland 29 Prozent – das 
bedeutet Platz 23 der 27 verglichenen 
OECD-Länder. Doch wichtiger als 
ein Diplom, Master oder Bachelor 
sind die Kompetenzen eines jeden 
Einzelnen – und die werden nicht erst 
an der Uni erworben: 

Untersuchungen des Instituts der 
deutschen Wirtschaft Köln (IW) zei-
gen, dass im PISA-Test drei Viertel 
der 15-jährigen Realschüler und ein 
Drittel der Hauptschüler in Deutsch-
land das Maß an Kompetenzen über-
treffen, das spätere Studienanfänger 
in den USA mindestens erreichen. 

Die OECD-Experten vernachläs-
sigen zudem eine wichtige Eigenart 
des deutschen Bildungssystems: die 
duale Berufsausbildung. Und gerade 
auf diesem Feld schneidet Deutsch-
land – zusammen mit der Schweiz 
und Österreich – weltweit am besten 
ab. Die Unternehmen wissen das zu 
schätzen, wie eine Befragung durch 
das IW Köln zeigt (Grafik):

Für innovative Firmen sind Absol-
venten der sogenannten MINT-Fächer 

(Mathematik, Informatik, Naturwis-
senschaften, Technik) bedeutsam – 
egal, ob sie nun von der Uni oder der 
Berufsschule kommen.

Auf Nicht-Akademiker setzen vor 
allem Unternehmen, die neue Pro-
dukte oder Dienstleistungen auf den 
Markt bringen, ohne selbst in der 
Forschung und Entwicklung aktiv 
zu sein – das trifft auf rund 40 Pro-
zent aller innovativen Firmen in 
Deutschland zu. Je mehr die Unter-
nehmen eigene Forschungen und 
Entwicklungen vorantreiben, desto 
eher brauchen sie auch Akademiker. 

Und noch etwas lässt die OECD-
Studie außer Acht: Die Zahl der 
Hochschulabsolventen ist in 
Deutschland gerade in den ver-
gangenen Jahren stärker gestiegen 
als in den meisten anderen Ländern. 

Im Jahr 2005 machten 207.900 
Studenten erstmals einen Abschluss 
an der Hochschule, 2009 waren es 
laut Statistischem Bundesamt 
288.900 – also fast 40 Prozent mehr.

Die OECD-Datenbank spuckt 
mit knapp 70 Prozent sogar einen 
noch größeren Zuwachs aus, weil sie 
auch Zweitabschlüsse mitzählt, also 
etwa den Master nach dem Bachelor. 
Von den OECD-Staaten kann nur 
Tschechien mit 94 Prozent eine grö-
ßere Dynamik bei den Hochschul-
abschlüssen verzeichnen. Große 
Industrienationen wie die USA (plus 
12 Prozent), Kanada (plus 12 Pro-
zent), Japan (plus 4 Prozent) und 
Frankreich (minus 11 Prozent) 
schneiden deutlich schlechter ab.

In einem haben die OECD-Exper-
ten allerdings recht: Angesichts der 
Arbeitskräfteengpässe und der de-
mografischen Entwicklung muss sich 
Deutschland noch deutlich mehr an-
strengen, um genügend technisch-
naturwissenschaftliche Akademiker 
wie Ingenieure oder Informatiker 
hervorzubringen. Denn gemessen an 
der Nachfrage bilden die Hochschu-
len Jahr für Jahr etwa 15.000 bis 
20.000 MINTler zu wenig aus. 
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Befragung von 2.030 innovativen Unternehmen im März und April 2011; innovative Unternehmen: haben in den vergangenen zwei
Jahren mindestens ein neues oder merklich verbessertes Produkt oder ein neues Verfahren zur Erbringung von Dienstleistungen auf
den Markt gebracht; junge Unternehmen: existieren seit höchstens zwei Jahren; Spitzentech-
nologie: mindestens 7 Prozent des Umsatzes werden in Forschung und Entwicklung investiert
Quelle: IW-Zukunftspanel

Innovationen: Auch ohne Akademiker möglich
Gefragt nach der Bedeutung ihrer technisch-naturwissenschaftlichen Arbeitskräfte für die
Innovationsfähigkeit, ordneten innovative Unternehmen die Beschäftigten mit diesem höchsten
Bildungsabschluss auf einer Skala von 0 (unwichtig) bis 100 (sehr wichtig) wie folgt ein

Industrieunternehmen
ohne eigene Forschung
und Entwicklung

darunter:

Berufliche
Ausbildung 60 4353

33 6451

11 4221

Hochschul-
studium

Promotion

Junge Firmen
aus der
Spitzentechnologie

Ins-
gesamt

Ein Berufsabschluss tut’s auch
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Von der zuletzt günstigen Arbeits-
marktentwicklung hat auch eine 
Gruppe profitiert, deren Jobchancen 
lange als äußerst schlecht galten: die 
Geringqualifizierten. Ihre Arbeitslo-
senquote war seit den 1980er Jahren 
mit jeder Rezession auf neue Re-

dukt 2012 zwar langsamer wachsen 
als bisher, aber immer noch um etwa 
1¼ Prozent zulegen. Da erfahrungs-
gemäß ab einem Wachstum von 1 bis 
1½ Prozent mit einer Beschäfti-
gungszunahme zu rechnen ist, dürf-
te es also am Arbeitsmarkt eher wei-
ter aufwärtsgehen (vgl. iwd 38/2011).

Zum anderen schlägt sich ein kon-
junktureller Abschwung üblicher-
weise – wenn überhaupt – erst später 
auf dem Arbeitsmarkt nieder. Ver-
schlechtert sich etwa die Auftragsla-
ge der Betriebe, wird zunächst die 
Zahl der Überstunden reduziert, die 
Beschäftigten bauen Guthaben auf 
ihren Arbeitszeitkonten ab oder die 
Firmen nutzen die Kurzarbeit. Ent-
lassungen sind nur das letzte Mittel.

Diese Strategie führte auch in der 
Krise des Jahres 2009 zum Erfolg. 
Während die Produktion um 5 Pro-
zent zurückging, blieb die Zahl der 
Erwerbstätigen nahezu konstant.

Arbeitsmarkt. Obwohl die deutsche Konjunktur im kommenden Jahr deutlich 
abflaut, bleibt der Arbeitsmarkt weiterhin dynamisch. Der jüngste Aufschwung 
hat auch neue Jobs für Geringqualifizierte hervorgebracht, die zuvor lange Zeit zu 
den Verlierern zählten.

Dem deutschen Arbeitsmarkt 
könnte es kaum besser gehen: Im 
September sank die Zahl der Ar-
beitslosen auf unter 2,8 Millionen; 
im Oktober werden wohl nochmals 
knapp 100.000 Erwerbspersonen 
weniger ohne Job sein. Zudem steigt 
die Zahl der Erwerbstätigen in die-
sem Herbst auf weit über 41 Millio-
nen – der höchste Wert seit der Wie-
dervereinigung. Zwar sind immer 
wieder Stimmen zu vernehmen, die 
die Aussagekraft der Arbeitsmarkt-
statistik bezweifeln (Kasten). Doch 
am positiven Trend gibt es letztlich 
nichts zu deuteln.

Dass ein solches „Jobwunder“ 
trotz Schuldenkrise, Börsenturbu-
lenzen und neuen Rezessionsängsten 
möglich ist, lässt sich durchaus er-
klären. Zum einen ist beim Blick auf 
die deutsche Wirtschaft alles andere 
als Schwarzmalerei angesagt. So 
dürfte das reale Bruttoinlandspro-
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Ursprungsdaten: Statistisches Bundesamt, Mikrozensus

Mehr Jobs auch für
Geringqualifizierte
Erwerbstätige in 1.000

ohne
Berufsausbildung

 mit Lehre,
Fachschulabschluss

mit
Hochschulabschluss

21.839

2005

6.822

2005

7.018

2009

5.742

2005

7.105

2009

24.297

2009

Robuster Aufwärtstrend

Die Kritik an der         
Arbeitsmarktstatistik
Arbeitslosigkeit. Hier lautet der 
wesentliche Kritikpunkt, dass die Zahl 
der Arbeitslosen deutlich höher sei als 
amtlich verkündet, da viele Jobsucher 
in arbeitsmarktpolitischen Maßnahmen 

„versteckt“ würden.

Tatsächlich aber weist die Bundes-
agentur für Arbeit die gesamte Unter-
beschäftigung – also die offizielle Ar-
beitslosenzahl zuzüglich der Teilnehmer 
an arbeitsmarktpolitischen Maßnahmen 
– transparent aus. Dabei zeigt sich, dass 
die Unterbeschäftigung seit Anfang 
2009 sogar fast doppelt so stark gesun-
ken ist wie die ausgewiesene Arbeits-
losenzahl.

Offene Stellen. Deren Zahl wird nach 
Ansicht von Kritikern ebenfalls zu hoch 
angegeben. Vor allem die Zahl der Va-
kanzen in der Zeitarbeit wird angezwei-
felt – die Zeitarbeitsfirmen würden gar 
nicht so viele offene Stellen besetzen 
wollen, sondern nur Profile von Bewer-
bern sammeln.

Belege hierfür gibt es jedoch nicht. Viel-
mehr bieten die Zeitarbeitsunterneh-
men auch deshalb so viele Stellen an, 
weil die Fluktuation in der Branche weit 
überdurchschnittlich ist. Im Übrigen 
deckt die Zahl der offiziell gemeldeten 
Stellen das tatsächliche Angebot nur 
zum Teil ab. Denn viele Unternehmen 
melden Vakanzen nicht der Arbeits-
agentur, sondern suchen auf anderen 
Wegen nach neuen Mitarbeitern – vor 
allem über das Internet.
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korde gestiegen – im Jahr 2005 be-
trug sie dann 26 Prozent. Zum Ver-
gleich: Bei den Akademikern 
schwankte die Quote im gesamten 
Zeitraum zwischen 4 und 5 Prozent 
– das bedeutete nahezu Vollbeschäf-
tigung. Die jüngsten Zahlen sind nun 
aber auch für die Geringqualifi-
zierten ermutigend (Grafik):

Von 2005 bis 2009 stieg die Zahl 
der Erwerbstätigen ohne Berufsaus-
bildung um immerhin fast 200.000 auf 
gut 7 Millionen.

Spiegelbildlich dazu ist im selben 
Zeitraum die Zahl der Empfänger 
von Arbeitslosengeld II, die keinerlei 
Job haben, von 2,8 auf 2,2 Millionen 
gesunken. Unter ihnen sind viele 
Geringqualifizierte.

Erfolg und Misserfolg auf dem 
Arbeitsmarkt hängen allerdings kei-
neswegs nur von der formalen Aus-
bildung ab. So manche vor Jahren 
erworbene fachliche Qualifikation 
ist mittlerweile kaum noch gefragt. 
Welche Berufe „in“ und welche „out“ 
sind, darüber entscheidet maßgeb-
lich der wirtschaftliche Struktur-
wandel (Kasten).

Er hat beispielsweise dazu geführt, 
dass in den vergangenen Jahren zahl-
reiche neue Jobs im Bildungs-, Ge-
sundheits- und Sozialwesen entstan-
den sind (Grafik):

Seit 2005 stieg die Zahl der Be-
schäftigten in sozialpflegerischen Be-
rufen wie Sozialpädagoge oder Fami-
lienhelfer um mehr als 280.000.

Zu den Gewinnern des Struktur-
wandels zählen auch Serviceberufe, 
die weniger gut qualifizierten Arbeit-
nehmern offenstehen – zum Beispiel 
Verkäufer, Fahrer, Kellner oder Rei-
nigungskraft.
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Sozialpflegerische Berufe

Bürofach-, Bürohilfskräfte

Übrige Gesundheitsdienstberufe

Hilfsarbeiter ohne nähere Tätigkeitsangabe

Warenkaufleute

Unternehmer, Organisatoren, 
Wirtschaftsprüfer

Lehrer

Rechnungskaufleute, 
Datenverarbeitungsfachleute

Reinigungsberufe

Ingenieure

Dienstleistungskaufleute

Ärzte, Apotheker

Elektriker

Techniker

Mechaniker

Maler, Lackierer
und verwandte Berufe

Chemiearbeiter

Maurer, Betonbauer

Schlosser

Bank-, Versicherungs-
kaufleute

Berufe: Auswahl
Ursprungsdaten: Bundesagentur für Arbeit

Ausführlichere Version der Grafik unter:
www.iwkoeln.de/Publikationen/iwd

Soziale Berufe boomen
Veränderung der Zahl der sozialversicherungspflichtig Beschäftigten 
von Dezember 2005 bis Dezember 2010

282.237

-23.536

204.025

172.836

172.151

166.721

98.270

60.245

59.324

56.959

56.205

53.684

36.419

11.034

9.182

4.516

1.818

-1.955

-2.548

-7.905

1.827.451
Insgesamt

Nur wenig zum Beschäftigungs-
aufbau von insgesamt rund 1,8 Mil-
lionen haben – von einigen Ausnah-
men abgesehen – die industriellen 
Tätigkeiten beigetragen. Besonders 
viele Jobs gingen zuletzt für Kauf-

leute im Bank- und Versicherungs-
wesen verloren – unter anderem, weil 
in diesem Bereich viele Tätigkeiten 
durch technische Innovationen wie 
das Internetbanking überflüssig ge-
worden sind.

Der technische Fortschritt ermöglicht 
vor allem in der industriellen Fertigung 
enorme Produktivitätsfortschritte. Ein­
fache Arbeiten lassen sich dort oft güns­
tiger maschinell als von Hand erledigen 
– was die Chancen Geringqualifizierter, in 
der Industrie unterzukommen, drastisch 
verschlechtert hat. Im wachsenden Ser­
vicesektor lässt sich Handarbeit dagegen 
meist gar nicht durch Maschinen ersetzen.

Die Nachfragestruktur hat sich mit stei­
gendem Wohlstand gewandelt – die Men­

Wie der Strukturwandel den Arbeitsmarkt prägt
schen geben heute einen geringeren Teil 
ihres Einkommens für Lebensmittel und 
langlebige Gebrauchsgüter wie Möbel 
aus, dafür aber mehr für Dienstleistungen. 
Dies wiederum kommt weniger gut aus­
gebildeten Arbeitnehmern eher zugute.

Staatliche Regeln beeinflussen die Ar­
beitsmarktentwicklung ebenfalls. So sind 
durch die Hartz-Reformen die Anreize 
gestiegen, auch einfache, geringbezahlte 
Jobs anzunehmen.
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An Europa angepasst

Wettbewerbspolitik. Die Bundesre-
gierung plant eine Novelle des Ge-
setzes gegen Wettbewerbsbeschrän-
kungen. Die wichtigste Neuerung ist, 
dass das Kartellamt nur bei einem 
Wettbewerbsverstoß in die Eigen-
tumsstruktur der Firmen eingreifen darf. 
Eine eigenständige Entflechtung wird 
es nicht geben. Darüber hinaus wird 
das deutsche Wettbewerbsrecht mehr 
an die EU-Regeln angepasst.

Die Wettbewerbspolitik in 
Deutschland beruht im Wesentlichen 
auf drei Säulen: dem Kartellverbot, 
von dem es allerdings Ausnahmen 
gibt, der Missbrauchsaufsicht über 
marktbeherrschende Unternehmen 
und der Fusionskontrolle. 

Geregelt wird all das im Gesetz 
gegen Wettbewerbsbeschränkungen 
(GWB). Auf  Basis dieser Vor-
schriften wacht das Kartellamt in 
Deutschland darüber, ob die Spiel-
regeln des Wettbewerbs eingehalten 
werden. Wenn dies nicht der Fall ist, 

kann das Amt beispielsweise bei Ver-
stößen gegen das Kartellverbot Buß-
gelder verhängen oder Fusionen 
verbieten (Grafik). 

Im vergangenen Jahr wurden fast 
1.000 Unternehmenszusammen-
schlüsse angemeldet, das Kartellamt 
hat nur einen davon verboten.

Doch gerade was Fusionen an-
geht, sprechen Europa und die Bun-
desrepublik noch nicht mit einer 
Stimme. Das Bundeswirtschaftsmi-
nisterium hat daher kürzlich ein 
Eckpunktepapier für eine GWB-
Novelle vorgelegt. Bevor in Deutsch-
land künftig ein Firmenzusammen-
schluss untersagt wird, soll das Kar-
tellamt stärker die Auswirkung auf 
den Wettbewerb berücksichtigen 
und weniger die Marktstruktur. So 
sieht es auch das europäische Recht. 
Einem Unternehmen kann also 
selbst dann eine Fusion untersagt 
werden, wenn es dadurch noch gar 
nicht marktbeherrschend wird, aber 
der Wettbewerb erheblich in Gefahr 
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Quellen: Bundeskartellamt, Monopolkommission

Wirtschaftskrise dämpft Fusionslaune
Beim Bundeskartellamt angemeldete Unternehmenszusammenschlüsse

untersagte Zusammenschlüsse
vom Bundeskartellamt gegen Kartelle verhängte Bußgelder in Millionen Euro

2001

2002

2003

2004

2005

2006

2007

2008

2009

2010

21,3

4,5

717,0

58,0

163,9

4,5

434,8

313,7

297,5

266,7

2

6

2

12

6

5

7

4

3

1

1.568

1.584

1.366

1.412

1.687

1.829

2.242

1.675

998

987

geraten dürfte. Fusionskontrollver-
fahren werden so allerdings länger 
und komplizierter. 

Einen – sinnvollen – Rückzieher 
hat das Ministerium auch schon 
gemacht. In den ersten Plänen zur 
Novelle war vorgesehen, marktbe-
herrschende Unternehmen „ausein-
andernehmen zu können“, sie also 
eigentumsrechtlich zu entflechten – 
und zwar auch ohne dass die Firmen 
gegen Wettbewerbsrecht verstoßen 
hätten. Ob das vom Grundgesetz 
gedeckt worden wäre, ist zu bezwei-
feln. Auf jeden Fall hätte sich ein 
derartiges Drohszenario negativ auf 
die Innovations- und Investitions-
tätigkeit der großen Unternehmen 
ausgewirkt – und damit letztlich das 
Wirtschaftswachstum gedämpft.

Die Entflechtungspläne sind in 
der aktuellen Fassung zwar nicht 
ganz vom Tisch, doch ziemlich ein-
gedampft. So kann die Kartellbehör-
de nur dann in die Unternehmens-
struktur eingreifen, wenn die Firma 
bereits nachweislich gegen das Kar-
tellrecht verstoßen hat. Bislang sieht 
das GWB bei einem Missbrauch von 
Marktmacht lediglich Maßnahmen 
vor, die das Verhalten der Unterneh-
men betreffen. So kann das Kartell-
amt Firmen untersagen, überhöhte 
Preise zu fordern, oder Unterneh-
men Lieferboykotte verbieten. 

Ein weiterer Pluspunkt der Novel-
le ist die Lockerung des Verbots von 
Verkäufen unter dem Beschaffungs-
preis. Seit 2008 verbietet das GWB 
marktbeherrschenden Firmen sogar 
den gelegentlichen Verkauf von Le-
bensmitteln zu einem niedrigeren als 
dem Selbstkostenpreis. Ende 2012 
soll damit Schluss sein.
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Grüner Strom, teurer Strom

Erneuerbare-Energien-Gesetz.
Strom aus klimafreundlichen Quellen 
wird in Deutschland stark subventio-
niert. Dadurch ist es gelungen, die aus 
Wind, Sonne und Biomasse produ-
zierten Strommengen kräftig zu stei-
gern. Doch die Förderpolitik für die 
grüne Energie ist heftig umstritten.

Strom aus Wind, Sonne, Wasser 
oder Biomasse gehört längst zum 
Alltag – bereits heute stammt jede 
fünfte Kilowattstunde in Deutsch-
land aus erneuerbaren Energien, 
2020 sollen es laut Bundesregierung 
sogar mindestens 35 Prozent sein.

Um die Erzeugung und die Ein-
speisung regenerativer Energien zu 
fördern, gibt es das Erneuerbare-
Energien-Gesetz (EEG). Jeder, der 
Ökostrom produziert, erhält dem-
nach eine gesetzlich festgelegte Ein-
speisevergütung, die über dem 
Marktpreis für Strom liegt. Die Ver-
gütung nach EEG lässt sich in zwei 
Elemente splitten:

Erstens in den Stromwert, also 
den Wert, den Strom unabhängig 
von seiner Energiequelle hat.

Zweitens in den Subventionsanteil, 
also den Wert, der ausschließlich für 
die Erzeugung von Strom aus erneu-
erbaren Energien draufgelegt wird.

Als das EEG im Jahr 2000 in 
Kraft trat, beliefen sich die Subven-
tionen noch auf das Dreifache des 
Stromwerts – für Strom im Wert von 
100 Euro erhielten die Ökoanbieter 
also 400 Euro. In den Folgejahren 
ging der Subventionsanteil dann 
zwar zurück, doch selbst im Mini-
mum-Jahr 2009 machte der Förder-
anteil immer noch genauso viel aus 
wie der Stromwert (Grafik).

Seither sind die auf der Basis des 
EEG gezahlten Zuschüsse für Strom 
aus erneuerbaren Energien zudem 
wieder massiv gestiegen: Aktuell be-
trägt der Subventionsanteil für Öko-
strom fast 72 Prozent.

Im Jahr 2010 wurden in Deutsch-
land für Strom aus regenerativen 
Quellen 16,7 Milliarden Euro von den 
Stromkunden bezahlt – davon entfie-
len nur 4,7 Milliarden Euro auf den 
Strom selbst, aber 12 Milliarden Euro 
auf die Subventionen.

Der massive Anstieg der staatlich 
verordneten Subventionen hat vor 
allem zwei Ursachen:

– Zum einen ist die durchschnitt-
liche Einspeisevergütung für Bio-
masse kräftig gestiegen.

– Zum anderen wurde zuletzt be-
sonders viel Solarenergie in die öf-
fentlichen Netze eingespeist – eine 
Energie, die ebenfalls besonders 
hoch subventioniert wird.

Denn grüner Strom ist nicht gleich 
grüner Strom. Die einzelnen regene-
rativen Quellen werden in unter-
schiedlichem Maße unterstützt. So 
erhalten Anbieter von Strom aus 
Deponie-, Klär- und Grubengas ei-
nen Subventionsanteil von beinahe 
30 Prozent. Bei Windenergieanlagen, 
die auf dem Festland stehen, wird 
mehr als die Hälfte der Einspeisever-
gütung subventioniert; Offshore-
Anlagen kommen auf einen Subven-
tionsanteil von 72 Prozent. Bei 
Photovoltaik-Strom beträgt der Zu-
schuss sogar 85 Prozent.

Wenn die Energiewende bezahlbar 
sein soll, muss Strom aus erneuer-
baren Energien billiger werden. Dies 
ließe sich bewerkstelligen, indem 
verstärkt solche Energieträger ans 
Netz kommen, die mit vergleichswei-
se wenig Subventionen auskommen 
– dies gilt beispielsweise für Strom 
aus Windkraft. 
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Ab 2007: abzüglich vermiedener Netzentgelte;
2011: Prognose; Ursprungsdaten: Bundesverband
der Energie- und Wasserwirtschaft

Erneuerbare Energien:
Hoch bezuschusst
Subventionsanteil für Strom, der in Deutschland
nach dem Erneuerbare-Energien-Gesetz (EEG)
gefördert wird, in Prozent

2000 75,6
2001 72,2
2002 74,8
2003 67,8
2004 68,2
2005 63,7
2006 60,9
2007 57,0
2008 55,3
2009 50,7
2010 63,7
2011 71,9

Deponie-, Klär-, Grubengas 28,6

Wasserkraft 35,6

Wind onshore 53,0

Biomasse 71,0

Wind offshore 72,1

Geothermie 76,9

Photovoltaik 85,3

Insgesamt 71,9

Subventionsanteil für die einzelnen
Stromarten, die in Deutschland
nach dem Erneuerbare-Energien-
Gesetz (EEG) gefördert werden,
im Jahr 2011 in Prozent 
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Softe Branche

Informations- und Telekommunika-
tionstechnologie. Der Markt für 
Hightech-Produkte und -Dienste boomt 
weltweit. In Deutschland dürfte der 
Umsatz der Informations- und Telekom-
munikationsbranche (ITK) 2011 eben-
falls um rund 4 Prozent zulegen. 

So schnell, wie das Internet die 
Welt erobert hat, so rasant ändert 
sich die dazugehörige Branche: 
Während sich hierzulande immer 
mehr Software-Anbieter etablieren 
können, findet die industrielle Ferti-
gung der ITK-Hardware inzwischen 
vorwiegend in Asien statt.

Diese Entwicklung schlägt auch 
auf die Außenhandelsbilanz durch. 
Laut OECD erzielte Deutschland 
zwischen 1996 und 2004 noch einen 
leichten Exportüberschuss mit ITK-
Waren, 2010 übertrafen dann die 
Einfuhren die Ausfuhren – und zwar 
in allen Marktsegmenten. 

Die starke Nachfrage in Deutsch-
land ist unter anderem darauf zu-

ger als 20.000 Mitarbeiter. Dagegen 
ist die Auslagerung des IT-Supports 
nach Indien oder in andere Länder 
für das Gros der deutschen Firmen 
offenbar keine Option. Selbst ein-
fachere Dienste wie die telefonische 
Beratung für Office-Anwendungen 
werden selten outgesourct.

rückzuführen, dass viele Unterneh-
men nach der Krise wieder kräftig 
in die Erneuerung ihrer IT-Struk-
turen investieren. So geht der Bran-
chenverband BITKOM davon aus, 
dass im laufenden Jahr fast 400.000 
neue Netzwerkrechner in den Betrie-
ben installiert werden. 

Während die Hardware-Produkti-
on in Deutschland Stück für Stück 
schrumpft, konnten sich die Anbie-
ter von Software und ITK-Dienst-
leistungen gut behaupten (Grafik):

Die deutschen Software-Exporte 
stiegen im Jahr 2010 um 16 Prozent 
auf rund 12 Milliarden Euro.

Besonders beliebt sind Pro-
gramme zur Unternehmenssteue-
rung sowie Sicherheitssoftware und 
Spezialsoftware, die etwa zur Steue-
rung von Maschinen eingesetzt wird.

Der Branchenwandel wirkt sich 
auch auf die Beschäftigung aus: Im 
Segment Software und IT-Services 
arbeiten in diesem Jahr  gut 17.000 
Menschen mehr als im Vorjahr. Dies 
reicht aus, um die Gesamtbeschäfti-
gung der ITK-Branche weiter nach 
oben zu hieven:

Mit annähernd 850.000 Mitarbei-
tern dürften in diesem Jahr in der 
ITK-Branche rund 1 Prozent mehr 
Menschen arbeiten als 2010.

Mit der Fertigung von Geräten 
beschäftigen sich nur noch 70.000, 
mit IT-Hardware allein sogar weni-
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2011: Prognose; Quelle: BITKOM (Bundesverband Informa-
tionswirtschaft, Telekommuni-
kation und neue Medien)

Veränderung gegenüber 2010 in Prozent
Beschäftigte in 1.000

Beschäftigung in der Informations- und
Telekommunikationstechnik 2011

Software dominiert

Informations-
technologie:

Informations-
technik 624,6

Software und
IT-Services 605,1

IT-Hardware 19,5

davon:

Telekom-
munikation 222,4

Telekommunika-
tionsdienste 172,4

TK-Hardware 50,0

davon:

Export Import

2007

2008

2009

2010

9,2

10,5

10,4

12,1

8,6

9,3

8,8

10,5

ITK insgesamt 847,0

Exporte und Importe von Software und
IT-Dienstleistungen in Milliarden Euro

2,5

2,9

-2,2

-2,2

-2,1

1,2

-7,1


